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Wind säen, Stürme ernten: Zur Einführung

Als ich einem Freund in Budapest vom Anliegen dieses 

 Buches erzählte, verstand er es auf seine Weise: How the 

Americans and British fucked up the Middle East and hap-

pi ly continue to do so. Im Kern ist das gar nicht einmal 

falsch. Dieses Buch ist eine Abrechnung mit westlicher 

 Politik, die gerne für sich in Anspruch nimmt, «werteorien-

tiert» zu handeln, im Nahen und Mittleren Osten aber viel-

fach verbrannte Erde hinterlassen hat. Die Akteure sind da-

bei in erster Linie die USA und ihr engster Verbündeter, 

Großbritannien. Spätestens seit 9/11 gehören aber auch die 

übrigen Mitgliedstaaten der EU dazu, nicht zuletzt Deutsch-

land. 

Wer die Konflikte der Gegenwart, darunter den Vor-

marsch des «Islamischen Staates», den Atomkonflikt mit 

dem Iran oder den Krieg in Syrien, verstehen will, muss sich 

mit westlicher Politik befassen, ihrer Einflussnahme auf die 

Region seit dem Ende des Zweiten Weltkrieges. Selbstver-

ständlich ist sie nicht der alleinige Brandstifter, aber ein 

sehr verlässlicher. Angefangen mit dem Sturz Mossadeghs 

im Iran 1953, dem Sündenfall schlechthin. Wie die folgen-

den Ausführungen zeigen werden, hat sich das Grundmus-

ter westlicher Interventionen in der arabisch-islamischen 

Welt über Jahrzehnte hinweg kaum verändert. Allem voran 

die Neigung, die Konfliktparteien in «gut» und «böse» zu 

unterteilen. 

Sobald ein Staat, ein nichtstaatlicher Akteur (Hamas, 

Hisbollah) oder ein Regierungschef als «böse» gebrand-
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markt ist, wird er, nicht zuletzt unter Zuhilfenahme dienst-

barer Geister in «Denkfabriken» und den Medien, dämoni-

siert. Der Vergleich mit Hitler ist dabei ein ebenso beliebtes 

wie effizientes Mittel zum Zweck – mit Verbrechern dieses 

Kalibers zu reden, geschweige denn mit ihnen zu verhan-

deln, wäre Appeasement, ein Verrat an den Werten, für die 

der Westen steht. Mossadegh, der 1951 die von Großbritan-

nien kontrollierte iranische Erdölindustrie verstaatlicht hatte 

und dafür zwei Jahre später mit einem von britischen und 

US-Geheimdiensten inszenierten Putsch bezahlte, war der 

Erste, der im Westen als «zweiter Hitler» verteufelt wurde. 

Ihm folgte der ägyptische Präsident Nasser, der 1956 den 

Suezkanal verstaatlichte und damit den Zorn der britischen 

und französischen Investoren auf sich zog: Auch er ein Hit-

ler, der mit Hilfe des Suezkrieges gestürzt werden sollte, 

ohne Erfolg. Die letzten vier auf dieser Liste: Saddam 

Hussein, der vormalige iranische Präsident Ahmadin-

edschad, Baschar al-Assad, Wladimir Putin. 

Das absolut Böse hat natürlich sein Pendant, das selbst-

los Gute nämlich. Die Guten sind wir, die westliche Politik, 

weil sie für Freiheit, Demokratie und Menschenrechte steht. 

Westliche Politiker vermeiden es nach Möglichkeit, von 

 Interessen zu reden. Lieber erwecken sie den Eindruck, sie 

betrieben ein weltweit angelegtes Demokratisierungs- und 

Wohlfahrtsprogramm. Eigene Fehler, Versäumnisse, Lügen 

und Verbrechen, die in der arabisch-islamischen Welt allein 

seit 9/11 Hunderttausende Menschen das Leben gekostet 

haben, werden großzügig übersehen. Und selbstverständ-

lich haben die Guten das Recht, die Bösen zu bestrafen, mit 

Hilfe etwa von Wirtschaftssanktionen. Immer in der leisen 

Hoffnung auf einen Regimewechsel. In jüngster Zeit sind 

sie vor allem gegen den Iran und Russland verhängt wor-

den. Gegenüber China hat Washington seine 1989, nach 

dem Tiananmen-Massaker in Peking, eingeleitete Sank-
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tions politik still und leise eingefroren – zu groß sind inzwi-

schen die wirtschaftlichen Verflechtungen zwischen beiden 

Staaten.

Die Guten glauben, dass ihre Moral eine überlegene sei, 

weil sie für die Freiheit der Ukraine oder Menschenrechte 

im Iran streiten. In erster Linie allerdings geht es darum, 

geopolitische Widersacher auszuschalten, zu schwächen 

oder kleinzuhalten. Der Umstand, dass Länder wie China, 

Indien oder Brasilien der Sanktionspolitik des Westens 

nicht folgen, weder gegenüber Russland noch dem Iran, 

 irritiert deren Verfechter nicht – ihnen gilt Washington als 

Nabel der Welt. Und sie glauben an den Erfolg ihrer Politik: 

Wir haben die Mullahs so sehr unter Druck gesetzt, dass 

sie endlich über ihr Atomprogramm verhandeln! Das stimmt 

nur zum Teil. Die andere Seite der Medaille ist diese: Ent-

weder arrangiert man sich mit der regionalen Mittelmacht 

Iran, oder aber es kommt, über kurz oder lang, unweiger-

lich zur Eskalation, zum Krieg. Den kann niemand ernsthaft 

führen wollen, abgesehen von den Extremisten in Israel und 

den USA. 

Obwohl hiesige Politiker und Meinungsmacher eigent-

lich wissen könnten, dass die wirtschaftlichen und militä-

rischen Ressourcen des Westens längst an ihre Grenzen 

 gestoßen sind, die USA eine Weltmacht auf dem Rückzug 

darstellen und wir anderen unseren Willen in einer zuneh-

mend multipolaren Welt nicht mehr ohne weiteres aufzwin-

gen können, agieren die meisten Protagonisten der reinen 

Lehre, The West is Best, noch immer so, als wäre die Ber-

liner Mauer gerade erst gefallen. Der Glaube an die eigene 

Allmacht erscheint ungebrochen. Wie sonst wäre zu erklä-

ren, dass westliche Politik lieber auf Konfrontation setzt als 

auf Kooperation; so wenig Bereitschaft erkennen lässt, aus 

 eigenen Fehlern zu lernen? Hat, beispielsweise, der «Krieg 

gegen den Terror» Al-Qaida oder die Taliban geschwächt 
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oder gar besiegt? Die USA haben seit 2001 in sieben mehr-

heitlich muslimischen Ländern militärisch interveniert oder 

sie mit Drohnen angegriffen: Afghanistan, Irak, Somalia, den 

Jemen, Pakistan, Libyen, Syrien. In welchem dieser Staaten 

haben sich anschließend die Lebensbedingungen der Be-

wohner verbessert, zeichnen sich Stabilität und Sicherheit 

ab? Gibt es eine einzige militärische Intervention des Wes-

tens, die nicht Chaos, Diktatur, neue Gewalt zur Folge ge-

habt hätte? Mag jemand der folgenden Aussage widerspre-

chen: Ohne den von den USA im Rahmen einer «Koalition 

der Willigen» herbeigeführten Sturz Saddam Husseins 2003 

und der anschließenden Verheerung des irakischen Staates 

durch eine ignorante und auf Konfessionalismus ausgerich-

tete amerikanische Besatzungspolitik würde es heute den 

«Islamischen Staat» nicht geben?

Die Region von Algerien bis Pakistan stellt mittlerweile 

einen nahezu durchgängigen Krisenbogen dar, heimgesucht 

von Kriegen, Staatszerfall, Stagnation und Gewalt. Die 

Gründe dafür sind vielfältig, zwei stechen hervor. Zum einen 

das Unvermögen und der Unwille der jeweiligen Macht-

haber, andere als Klientelinteressen zu bedienen. Jedwede 

Opposition wird gewaltsam unterdrückt. Bis es zum großen 

Knall kommt, zuletzt im Zuge der arabischen Revolte. Es 

folgt die Herrschaft von Militärs, Milizen oder Warlords, 

von Clans und Stämmen, von religiösen oder ethnischen 

Gruppen – mithin Kleinstaaterei, Selbstzerstörung und Bar-

barei. In diesem Umfeld gedeihen unterschiedliche Grup-

pen von Dschihadisten, denen der Koran als Folie zur Recht-

fertigung von Willkür, Eroberung und Terror dient.

Zum anderen die seit kolonialen Zeiten betriebene west-

liche Einflussnahme, darunter die von Großbritannien und 

Frankreich nach dem Ersten Weltkrieg mit dem Lineal ge-

zogenen Grenzen der meisten arabischen Staaten. In den 

1950 er Jahren wurden die USA zur Hegemonialmacht in der 
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Region. Washingtons Interventionen, allen voran der Putsch 

1953 in Teheran, wirken bis heute fort, auch wenn sie bei 

uns, im Westen, längst vergessen sind oder vom Bild  einer 

wohlwollenden, «unersetzlichen» Großmacht überlagert wer-

den. 

Fangen wir also mit der Vergangenheit an, um die Ge-

genwart besser zu verstehen: am Beispiel Irans. 
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Putsch in Teheran: Der Sündenfall

Der Staatsstreich gegen den demokratisch gewählten Pre-

mierminister Irans, Mohammed Mossadegh, war minutiös 

geplant und über Monate vorbereitet worden. Nichts hatten 

die CIA («Operation TPAJAX») und der britische Geheim-

dienst MI 6 («Operation Boot») dem Zufall überlassen. Das 

Ziel war klar: «Kampagne zur Installierung einer pro-west-

lichen Regierung im Iran», heißt es in einem kürzlich frei-

gegebenen Dokument der CIA von 1953. Und weiter:

«ZIEL Premierminister Mossadegh und seine Regierung.

METHODEN DER DURCHFÜHRUNG Legale und quasi- 

legale Methoden zum Sturz der Mossadegh-Regierung und 

ihre Ersetzung durch eine pro-westliche Regierung (…)

CIA AKTION Der Plan wurde in vier Phasen durchge-

führt:

1. [Zensiert] (…) den Schah darin zu bestärken, dass er 

seine verfassungsgemäßen Rechte ausübt und jene Dekrete 

unterzeichnet, die die gesetzeskonforme Entfernung Mos-

sadeghs als Premierminister ermöglichen. 

2. Jene politischen Fraktionen im Iran zusammenzufüh-

ren und deren Unternehmungen zu koordinieren, die Mos-

sadegh gegenüber feindselig eingestellt sind, einschließ-

lich des einflussreichen Klerus, um ihre Unterstützung zu 

gewinnen, auf dass sie jedwede legale Aktion des Schahs 

zur Entfernung Mossadeghs aus dem Amt befürworten.

3. [Zensiert] (…) die iranische Bevölkerung zu desillusio-

nieren hinsichtlich des Mythos von Mossadeghs Patriotis-

mus, indem seine Zusammenarbeit mit Kommunisten in 
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den Vordergrund gerückt wird sowie seine Manipulation 

der ihm von der Verfassung verliehenen Autorität aus Grün-

den persönlichen Machthungers.

[4.] Gleichzeitig gilt es, einen ‹Nervenkrieg› gegen Mos-

sadegh zu führen. Mit dem Ziel, ihm und der Öffentlichkeit 

vor Augen zu führen, dass sie mit Wirtschaftshilfe nicht 

rechnen sollten und die USA Mossadeghs Politik mit größ-

ter Sorge betrachten:

a) Eine Reihe öffentlicher Statements von hochrangigen 

US-Beamten, die klarstellen, dass Mossadegh keinen An-

lass habe, zusätzliche US-Hilfen zu erwarten.

b) Artikel in US-Zeitungen und Magazinen, die ihn und 

seine Methoden kritisieren und

c) [Zensiert] (…) Abwesenheit des amerikanischen Bot-

schafters, was den Eindruck unterstreicht, dass die USA 

ihr Vertrauen in Mossadegh und seine Regierung verloren 

haben (…)

Die Entfernung Mossadeghs von der Macht wurde am 

19. August 1953 erfolgreich vollzogen (…)»

Auf den Tag genau 60 Jahre später, am 19. August 2013, 

stellte das National Security Archive der George-Washing-

ton-Universität in Washington die unter dem «Freedom of 

Information Act» erlangten damaligen CIA-Dokumente ins 

Internet, soweit sie nicht weiterhin als «streng geheim» 

 unter Verschluss gehalten werden. Die umfangreiche Lek-

türe ist beeindruckend, weil sie von bemerkenswerter Kalt-

schnäu zigkeit, aber auch von beängstigender Professionali-

tät zeugt. Im Zuge der Veröffentlichung sah sich die CIA 

veranlasst, erstmals öffentlich einzuräumen, dass der ame-

rikanische Geheimdienst federführend am damaligen Staats-

streich beteiligt war. 

Dieser ist keineswegs allein von historischem oder aka-

demischem Interesse. Bei den Atomverhandlungen mit 

dem Iran etwa spielt er unterschwellig eine wichtige Rolle. 
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Für Teheran geht es dabei um die Frage, ob den USA zu 

vertrauen sei, ob sie tatsächlich iranische Souveränität zu 

respektieren gelernt haben oder aber ein weiteres Mal auf 

Regimewechsel setzen. Wie sehr jenes Ereignis, das dem 

kurzlebigen demokratischen Experiment im Iran ein Ende 

setzte und die Diktatur des Schahs begründete, der seiner-

seits 1979 von der Islamischen Revolution hinweggefegt 

wurde, in der Gegenwart fortwirkt, zeigt auch die Rede 

Präsident Obamas an die islamische Welt 2009 in Kairo. 

 Darin räumte er ein: «Mitten im Kalten Krieg spielten die 

Vereinigten Staaten eine Rolle beim Sturz einer demokra-

tisch gewählten iranischen Regierung.» Ein Satz nur, be-

wusst vage, doch wird er sich darüber im Klaren gewesen 

sein, dass der 19. August 1953 im kollektiven Gedächtnis 

nicht allein der Iraner, sondern vieler Araber und Muslime 

mindestens dieselbe Bedeutung hat wie der 17. Juni 1953 in 

Deutschland.

Geld jenseits «unserer kühnsten Träume»

In Großbritannien ist die Beteiligung am Staatsstreich offi-

ziell bis heute kein Thema. In den 1970 er Jahren überredeten   

ranghohe britische Beamte Washington, keine Dokumente 

zu veröffentlichen, die für London «überaus peinlich» wä-

ren. Einzig der britische Außenminister Jack Straw räumte 

2009 als Reaktion auf Obamas Rede in Kairo ein, dass es im 

20. Jahrhundert «viele Einmischungen» Großbritanniens in 

iranische Angelegenheiten gegeben habe. Die Veröffent-

lichungen des National Security Archive kommentierte das 

Außenministerium in London mit den Worten, man könne 

eine Beteiligung am Putsch «weder bestätigen noch demen-

tieren». 

Der Grund für diese vornehme Zurückhaltung dürfte 
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wohl sein, dass die Initiative für den Umsturz von London 

ausging. Die Briten besaßen das Monopol auf die iranische 

Ölindustrie seit deren Anfängen im Jahr 1909. Aus der 

Anglo-Persian Oil Company wurde 1935 die Anglo-Iranian 

Oil Company, AIOC, 1953 schließlich British Petroleum, BP. 

Bis zum Zweiten Weltkrieg waren etwa 800 Millionen Pfund 

Sterling Gewinn nach Großbritannien geflossen, während 

der Iran lediglich 105 Millionen Pfund erhielt. Premier-

minister Winston Churchill bezeichnete die AIOC als einen 

«Preis aus einem Märchenland, jenseits unserer kühnsten 

Träume». Gleichzeitig herrschte in der Ölförderstadt Aba-

dan am Persischen Golf, de facto eine britische Kolonie, ein 

Apartheid-System. «Nicht für Iraner», hieß es etwa an den 

Trinkwasserbrunnen. Die schlechten Arbeitsbedingungen 

führten immer wieder zu Protesten und Streiks, die gewalt-

sam niedergeschlagen wurden. Ende der 1940 er Jahre for-

mierte sich der politische Protest, forderte eine Gruppe von 

Parlamentariern die Explorationsverträge mit Großbritan-

nien neu auszuhandeln. Ihr Wortführer war der in Frank-

reich und der Schweiz ausgebildete Rechtsanwalt Moham-

med Mossadegh. Er und seine Mitstreiter gründeten die 

Nationale Front, um die britische Vorherrschaft zu beenden 

und die Autokratie des Schahs zu bekämpfen. Unter ande-

rem forderten sie Pressefreiheit, freie Wahlen ohne Wahlfäl-

schungen und eine konstitutionelle Monarchie. 

Der Schah: 1921 hatte Reza Chan, ein Offizier der Kosa-

kenbrigade, ursprünglich eine Elitetruppe aus russischen 

und ukrainischen Reiterverbänden im Sold Teherans, die 

seit 1796 herrschende Qadscharen-Dynastie gestürzt, sich 

selbst 1926 zum «Schah» (Herrscher) krönen lassen und da-

mit die Pahlevi-Dynastie begründet. «Pahlevi», ein anderes 

Wort für Mittelpersisch, war die Sprache des Sassaniden-

reichs, des zweiten persischen Großreichs der Antike (224–

641). 1941 wurde er wegen seiner guten Beziehungen zu 
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Nazi-Deutschland von den Alliierten zum Rücktritt gezwun-

gen, sein Sohn Mohammed Reza beerbte ihn als Schah und 

blieb es bis zur  Islamischen Revolution 1979. Mit Hilfe des 

Schahs und dessen loyaler Gefolgschaft, die aufgrund von 

Wahlmanipulationen im Parlament stark vertreten war, 

suchten die Briten, den politischen Aufstieg der Nationalen 

Front zu ver hin dern. Dennoch wurde sie bei den Parla-

mentswahlen 1950 eine der stärksten Parteien und unter-

breitete der AIOC  einen Vorschlag zur angemesseneren 

Aufteilung der Erdöleinnahmen. Die aber lehnte Verhand-

lungen ab, woraufhin es landesweit zu Protesten und Streiks 

kam. Weite Teile der Bevölkerung verlangten nunmehr die 

Verstaatlichung der Erdölindustrie. Die Nationale Front, die 

sich von Großbritannien provoziert fühlte, schloss sich die-

ser Forderung an, wie auch ein Großteil der einflussreichen 

Geistlichen. 

Als Mohammed Mossadegh im März 1951 Premierminis-

ter wurde, erkannten seine Gegner den Ernst der Lage. Die 

britische Regierung war entschlossen, an ihrer Ausbeutung 

der iranischen Ressourcen festzuhalten: Rund 90 Prozent 

des damals in Europa gehandelten Erdöls stammten aus der 

Raffinerie in Abadan. Die US-Regierung unter Präsident 

Truman vertrat eine vorsichtige Linie gegenüber Mossa-

degh und hoffte, das bröckelnde Empire auch im Iran als 

Hegemonialmacht beerben zu können. Die Verstaatlichung 

der iranischen Erdölindustrie löste in Washington zunächst 

keine größeren Irritationen aus. Die amerikanische Zeit-

schrift «Time» kürte Mossadegh 1951 gar zum Man of the 

Year und sah in ihm einen mutigen Reformer. 

Doch Premierminister Churchill und sein Außenminister 

Anthony Eden, die frühzeitig den Plan gefasst hatten, Mossa-

degh zu stürzen, waren dabei zwingend auf die Unterstüt-

zung  Washingtons angewiesen. Dort zeigte man sich aller-

dings  erst 1953, nach der Amtsübernahme der Eisenhower- 
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